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Anfrage 
 
Hoppegarten, 9.3.2020 
 
Anfrage des Abgeordneten Maurice Birnbaum  
 
Thema: „Geheimdienstliche Tätigkeit“ 
 
Sehr geehrter Bürgermeister Sven Siebert,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
Im September 2010 wurde meiner Kenntnis nach folgender Antrag beschlossen, welcher 
eigentlich immer noch Bestand haben sollte. 
 
„AN 047/2010/08-14 
 
Die Gemeindevertretung Hoppegarten beschließt die Überprüfung der stimmberechtigten 
Mitglieder, inclusive des Bürgermeisters, der Gemeindevertretung Hoppegarten nach 
Annahme des Mandats obligatorisch auf eine geheim- 
polizeiliche, insbesondere auf eine hauptamtliche oder inoffizielle Tätigkeit für den 
Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR im Sinne des Stasi-Unterlagen-Gesetzes. Eine 
entsprechende Antragstellung bei der Bundesbeauftragten für die Unter-lagen des 
Staatssicherheitsdienstes für die Mitglieder der laufenden Wahlperiode soll 
schnellstmöglich, spätestens bis Juli 2010 erfolgen. Die Überprüfung er-streckt sich auch auf 
Personen, die gegenüber Mitarbeitern des Staatssicherheits-dienstes hinsichtlich deren 
Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst rechtlich oder faktisch weisungsbefugt waren, und 
auf inoffizielle Mitarbeiter des Arbeitsgebietes 1 der Kriminalpolizei der Volkspolizei 
(inoffizielle kriminalpolizeiliche Mitarbeiter/innen) Mitglieder der Gemeindevertretung, die 
erst nach dem 12. Januar 1990 das 18. Lebensjahr vollendeten, werden nicht überprüft. 
Scheidet ein Mitglied der Gemeindevertretung vor Abschluss des Überprüfungsverfahrens 
aus der Gemeindevertretung aus, ist das Verfahren einzustellen. Die hierzu im 
Überprüfungsverfahren angefallenen Unterlagen sind umgehend zu vernichten. 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung ersucht die Bundesbeauftragte für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik um die 
Übermittlung von Unterlagen zum Zweck der Überprüfung. 
Eine unabhängige Kommission wird eingerichtet und mit der Auswertung der Ergebnisse, die 
sie ungeöffnet nach Zustellung vom Vorsitzenden der Gemeindevertretung erhält, betraut. 
Sie führt beratende Gespräche mit Betroffenen. Die Kommission setzt sich aus 3 Mitgliedern 
zusammen, die nicht der Gemeindevertretung oder der Verwaltung angehören. Sie sind 
nachweislich unbelastet, unabhängig vertrauenswürdig und werden von der Mehrheit der 
Gemeindevertretung bestätigt. Die Mitglieder der Kommission werden zum Stillschweigen 
verpflichtet. 



                            

Die Kommission trifft nach vollumfänglicher Auswertung der Akten Feststellungen, ob eine 
Tätigkeit oder Verantwortung beim Staatssicherheitsdienst oder dem Arbeitsgebiet 1 der 
Kriminalpolizei der Volkspolizei als erwiesen anzusehen ist. 
Vor Abschluss der Feststellungen sind die Tatsachen den betroffenen Mitgliedern der 
Gemeindevertretung zu eröffnen und mit ihnen zu erörtern. Die Vertreter/innen können 
Akteneinsicht verlangen und sich einer Vertrauensperson bedienen. Die Kommission legt in 
Auswertung der Mitteilungen der Bundesbeauftragten und sonstiger ihr zugeleiteter oder 
von ihr beigezogener Unterlagen und Informationen der Gemeindevertretung die Ergebnisse 
in einem schriftlichen Bericht vor und trifft Empfehlungen möglicher Konsequenzen. 
Die Festlegungen der Kommission werden unter Angabe der wesentlichen Gründe 
veröffentlicht. 
 
Die Überprüfung findet ebenfalls bei zukünftigen Wahlen statt. 
 
Sachverhalt: 
 
Durch die öffentlich bekannt gewordenen Stasitätigkeiten von MdLs des Landes Branden-
burg ist das Informationsanliegen, die Informationspflicht und das Recht der Bürgerinnen 
und Bürger auf Aufarbeitung dieses sensiblen Themas erneut in den Fokus der Öffentlichkeit 
geraten. Die Einwohner/innen unserer Gemeinde haben ein Informationsrecht darüber, ob 
Personen, die heute ein öffentliches (Ehren)Amt bekleiden und somit die Belange unserer 
Gemeinde mitbestimmen, durch eine Mitarbeit im MfS zumindest moralische Schuld auf sich 
genommen haben. Die Überprüfung würde in dieser Hinsicht Klarheit schaffen und eine 
detaillierte Auseinandersetzung ermöglichen. Eine differenzierte Betrachtung der Ergebnisse 
muss erfolgen.“ 
 
Meine Frage mit der Bitte um Beantwortung bis zur nächsten Gemeindevertretersitzung 
(23.3.2020): 
 
Wurde dieser Beschluss rückgängig gemacht oder hat dieser noch immer Bestand?  
 
Antwort bitte an: maurice.birnbaum@kreistag-mol.de    
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Maurice Birnbaum 
Vorsitzender der Fraktion 
AfD-Hoppegarten 
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